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Gesetz
zum Staatsvertrag über die Organisation eines  

gemeinsamen Akkreditierungssystems zur Qualitätssicherung  
in Studium und Lehre an deutschen Hochschulen

Vom 26. Oktober 2017

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1 
Zustimmung zu dem Staatsvertrag

Dem am 1. Juni 2017 vom Land Berlin unterzeichneten Staatsver-
trag über die Organisation eines gemeinsamen Akkreditierungssys-
tems zur Qualitätssicherung in Studium und Lehre an deutschen 
Hochschulen wird zugestimmt. Der Staatsvertrag wird nachstehend 
veröffentlicht.

§ 2 
Verordnungsermächtigung 

Die Rechtsverordnungen nach Artikel 4 und Artikel 16 des Staats-
vertrages erlässt das für Hochschulen zuständige Mitglied des Senates. 

§ 3 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 18 Ab-
satz 1 Satz 2 in Kraft tritt, wird im Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Berlin bekannt gemacht.

Berlin, den 26. Oktober 2017

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r
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Staatsvertrag
über die Organisation eines gemeinsamen Akkreditierungssystems zur 
Qualitätssicherung in Studium und Lehre an deutschen Hochschulen 

(Studienakkreditierungsstaatsvertrag)

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen

(im Folgenden: „die Länder“ genannt)
schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1 
Qualitätssicherung

(1) 1Die Sicherung und Entwicklung der Qualität in Studium und 
Lehre ist vorrangig Aufgabe der Hochschulen. 2Sie erfüllen diese 
Aufgabe durch hochschulinterne Maßnahmen der Qualitätssiche-
rung und -entwicklung und durch die in Artikel 3 Absatz 1 festgeleg-
ten Verfahren. 

(2) Die Länder tragen im Rahmen der Qualitätssicherung und 
-entwicklung gemeinsam dafür Sorge, dass die Gleichwertigkeit  
einander entsprechender Studien- und Prüfungsleistungen sowie 
Studienabschlüsse und die Möglichkeit des Hochschulwechsels  
gewährleistet werden.

(3) 1Die auf der Grundlage dieses Staatsvertrages qualitätsge
sicherten Studiengänge werden in allen Ländern hochschulrechtlich 
als gleichwertig qualitätsgesichert anerkannt. 2Andere Formen der 
Qualitätssicherung bleiben unberührt.

Artikel 2 
Grundlage und Maßstäbe 

(1) Die Qualitätssicherung und -entwicklung muss insbesondere 
in Bachelor- und Masterstudiengängen durch die Einhaltung der 
Kriterien nach den Absätzen 2 und 3 und die Berufsrelevanz der 
Abschlüsse gewährleistet werden. 

(2) 1Formale Kriterien sind Studienstruktur und Studiendauer, 
Studiengangsprofile, Zugangsvoraussetzungen und Übergänge zwi-
schen Studienangeboten, Abschlüsse und Abschlussbezeichnungen, 
Modularisierung, Mobilität und Leistungspunktesystem, Gleichstel-
lung der Bachelor- und Masterstudiengänge zu den bisherigen Dip-
lom-, Staatsexamens- und Magisterstudiengängen, Maßnahmen zur 
Anerkennung von Leistungen bei einem Hochschul- oder Studien-
gangswechsel und von außerhochschulisch erbrachten Leistungen. 
2Artikel 4 Absatz 2 bleibt unberührt. 

(3) Zu den fachlich-inhaltlichen Kriterien gehören 
1.	 dem angestrebten Abschlussniveau entsprechende Qualifika-

tionsziele eines Studiengangs unter anderem bezogen auf den 
Bereich der wissenschaftlichen oder der künstlerischen Befähi-
gung sowie die Befähigung zu einer qualifizierten Erwerbstätig-
keit und Persönlichkeitsentwicklung,

2.	 die Übereinstimmung der Qualifikationsziele mit einem schlüs-
sigen Studiengangskonzept und seine Umsetzung durch eine an-
gemessene Ressourcenausstattung, entsprechende Qualifikation 
der Lehrenden und entsprechende kompetenzorientierte Prüfun-
gen sowie die Studierbarkeit unter Einbeziehung des Selbst
studiums,

3.	 auf dem aktuellen Stand von Wissenschaft und Forschung be-
findliche fachlich-inhaltliche Standards,

4.	 Maßnahmen zur Erzielung eines hinreichenden Studienerfolgs,
5.	 Maßnahmen zur Geschlechtergerechtigkeit und zum Nachteils-

ausgleich für Studierende mit Behinderung oder chronischer  
Erkrankung,

6.	 das Konzept des Qualitätsmanagementsystems (Ziele, Prozesse 
und Instrumente) sowie die Maßnahmen zur Umsetzung des 
Konzepts.

(4) Hinsichtlich der Qualitätssicherung und -entwicklung ist das 
geltende Recht des Landes, in dem die Hochschule ihren Sitz hat, 
und im Falle einer Niederlassung das geltende Recht des Landes, in 
dem die Hochschule der Niederlassung ihren Sitz hat, zu beachten. 

Artikel 3 
Verfahren 

(1) Die Verfahren zur Sicherung und Entwicklung der Qualität in 
Studium und Lehre beziehen sich
1.	 auf die Sicherung der Leistungsfähigkeit hochschulinterner 

Qualitätsmanagementsysteme mit externer Beteiligung (System
akkreditierung),

2.	 auf die Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung einzelner 
Studiengänge mit externer Beteiligung (Programmakkreditie-
rung) oder

3.	 auf andere, mit dem Akkreditierungsrat und dem jeweiligen 
Land nach den Kriterien des Artikels 2 abgestimmte Verfahren; 
für diese Verfahren gelten Absatz 2 Satz 1 sowie die in diesem 
Staatsvertrag und in den Rechtsverordnungen nach Artikel  4 
festgelegten Grundsätze zur angemessenen Beteiligung der 
Wissenschaft entsprechend.

(2) 1Die Verfahren nach Absatz 1 Nummern 1 und 2 erfolgen
1.	 auf Antrag der Hochschule, der gegenüber dem Akkreditie-

rungsrat oder der in dem Verfahren nach Absatz 1 Nummer 3 
bestimmten Stelle abzugeben ist,

2.	 auf der Basis eines Selbstevaluationsberichts der Hochschule, 
der mindestens Angaben zu den Qualitätszielen der Hochschule 
und zu den Kriterien gemäß Artikel 2 Absätze 2 und 3 enthält,

3.	 unter maßgeblicher Beteiligung externer unabhängiger sachver-
ständiger Personen aus den für die Qualitätssicherung relevan-
ten gesellschaftlichen Bereichen, insbesondere Vertreterinnen 
und Vertreter aus Wissenschaft und Berufspraxis sowie Studie-
rende, 

Anlage zu § 1 Satz 2
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1.	 das Nähere zur Verfahrenseinleitung, insbesondere hinsichtlich 
der Beauftragung der Agentur durch die Hochschule, 

2.	 die Vorgabe eines einheitlichen Rasters und einheitlicher Stan-
dards für 
a)	 die Gutachten nach Artikel 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 so-

wie
b)	 den Prüfbericht über die Einhaltung der formalen Kriterien,

3.	 die Zusammensetzung des für die Begutachtung und Erstellung 
des Gutachtens nach Artikel  3 Absatz  2 Satz  1 Nummer  4  
zuständigen Gremiums,

4.	 die fachlichen Anforderungen an die Gutachterinnen und Gut-
achter,

5.	 den Zeitraum der Geltung der Akkreditierungsentscheidungen 
(Reakkreditierungsfristen), 

6.	 die Voraussetzungen, unter denen eine Akkreditierung oder eine 
Reakkreditierung entzogen werden kann sowie 

7.	 das Nähere zur Verbindung mit Verfahren, die über die berufs-
zulassungsrechtliche Eignung eines Studiengangs entscheiden, 
sowie zur Umsetzung gemeinsamer Ausbildungsrahmen nach 
Artikel 49a der Richtlinie 2005/36/EG in der jeweils geltenden 
Fassung.

2Die Rechtsverordnungen nach Satz 1 sehen vor, dass bei der kon-
kreten Festlegung der in den einzelnen Verfahren geltenden fach-
lich-inhaltlichen Kriterien die Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 die 
Mehrheit der Stimmen des für die Begutachtung zuständigen Gre-
miums besitzen.

(4) Die Länder können durch Rechtsverordnungen darüber hinaus 
das Nähere zu den Verfahren gemäß Artikel 3 Absatz 1 Nummer 3 
bestimmen.

(5) Die Länder können durch Rechtsverordnung Regelungen zu 
den von den Agenturen zu erhebenden Entgelten, insbesondere zu 
den Entgelttatbeständen, zu Entgelthöhe und Entgeltbemessung 
treffen; es können feste Sätze oder Rahmenentgelte vorgesehen 
werden.

(6) Die Rechtsverordnungen nach den Absätzen 1, 2, 3 und 5 
müssen übereinstimmen, soweit dies zur Sicherung der Verpflich-
tung der Länder nach Artikel 1 Absatz 2 notwendig ist.

Artikel 5 
Stiftung Akkreditierungsrat

(1) 1Die Stiftung zur Akkreditierung von Studiengängen in 
Deutschland, errichtet durch das nordrhein-westfälische Gesetz zur 
Errichtung einer Stiftung „Stiftung zur Akkreditierung von Studien-
gängen in Deutschland“ vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 45), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. September 2014 (GV. NRW. 
S. 547), trägt die Bezeichnung „Stiftung Akkreditierungsrat“. 2Die 
Stiftung Akkreditierungsrat ist eine gemeinsame Einrichtung der 
Länder für die Akkreditierung und Qualitätssicherung in Studium 
und Lehre an deutschen Hochschulen. 3Das Land Nordrhein-West-
falen wird sein Gesetz zur Errichtung einer Stiftung „Stiftung zur 
Akkreditierung von Studiengängen in Deutschland“ nach Maßgabe 
der folgenden Bestimmungen ändern. 4Die Stiftung hat ihren Sitz in 
Bonn. 5Sie führt ein in der Satzung geregeltes Dienstsiegel.

(2) Die Länder nehmen durch die Stiftung ihre Aufgaben nach 
Artikel 1 Absatz 2 wahr und kommen damit ihrer gesamtstaatlichen 
Verantwortung im Hochschulbereich für die Gewährleistung der 
Gleichwertigkeit einander entsprechender Studien- und Prüfungs-
leistungen sowie Studienabschlüsse und der Möglichkeit des Hoch-
schulwechsels nach.

(3) Die Stiftung dient der Erfüllung der folgenden Aufgaben:
1.	 Studiengänge und hochschulinterne Qualitätssicherungssysteme 

sowie andere, mit dem Akkreditierungsrat und dem jeweiligen 
Land auf Grundlage der Kriterien des Artikels 2 abgestimmte 
Verfahren der Qualitätssicherung durch Verleihung des Siegels 
der Stiftung zu akkreditieren und reakkreditieren.

4.	 durch Begutachtung und Erstellung eines Gutachtens mit Be-
schluss- und Bewertungsempfehlungen nach den in der Rechts-
verordnung nach Artikel 4 festgelegten Standards und

5.	 unter Mitbestimmung fachlich affiner Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer.

2Die Hochschulen bedienen sich auf der Grundlage privaten Rechts 
zur Begutachtung und Erstellung des Gutachtens gemäß Satz  1 
Nummer 4 der Hilfe einer der bei dem European Quality Assurance 
Register for Higher Education (EQAR) registrierten und vom 
Akkreditierungsrat nach Artikel 5 Absatz 3 Nummer 5 zugelassenen 
Agenturen. 3Grundlage und Maßstab der Begutachtung nach Satz 1 
Nummer  4 sind ausschließlich die Regelungen dieses Staatsver
trages und die Regelungen, die auf der Grundlage dieses Staatsver-
trages erlassen wurden.

(3) 1Die Hochschulrektorenkonferenz entwickelt ein Verfahren, 
welches sicherstellt, dass bei der Benennung der Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrer im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 5 
eine hinreichende Teilhabe der Wissenschaft gegeben ist. 2Das Ver-
fahren bedarf der Zustimmung des Stiftungsrates. 3Die Agenturen 
sind hinsichtlich der Bestellung der Gutachterinnen und Gutachter 
im Sinne des Absatzes  2 Satz  1 Nummer  4 an dieses Verfahren  
gebunden.

(4) Vor der abschließenden Entscheidung nach Absatz 5 erhält die 
Hochschule Gelegenheit, Stellung zu nehmen.

(5) 1Die das Verfahren abschließende Entscheidung des Akkredi-
tierungsrates umfasst
1.	 die Feststellung der Einhaltung der formalen Kriterien gemäß 

Artikel 2 Absatz 2 und
2.	 die Feststellung der Einhaltung der fachlich-inhaltlichen Krite-

rien gemäß Artikel 2 Absatz 3.
2Grundlage und Maßstab der Entscheidung nach Satz  1 sind aus-
schließlich die Regelungen dieses Staatsvertrages und die Regelun-
gen, die auf der Grundlage dieses Staatsvertrages erlassen wurden. 
3Über die Feststellung nach Satz 1 Nummer 2 wird auf der Grundlage 
des Gutachtens nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 entschieden; eine 
begründete Abweichung ist möglich. 4Die Entscheidung nach Satz 1 
ist ein Verwaltungsakt im Sinne des § 35 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes.

(6) 1Das Verfahren wird dokumentiert. 2Die Gutachten und Ent-
scheidungen werden in geeigneter Weise veröffentlicht.

(7) Gegen die Entscheidung nach Absatz 5 steht der Hochschule 
der Verwaltungsrechtsweg offen.

(8) Für die Durchführung der Verfahren nach Absatz 1 erhebt der 
Akkreditierungsrat von den Hochschulen nach Maßgabe des Arti-
kels 6 Absatz 4 Gebühren.

Artikel 4 
Verordnung zur Regelung des 

Näheren der Studienakkreditierung 
(Studienakkreditierungsverordnung)

(1) Zur Sicherung und Entwicklung der Qualität in Studium und 
Lehre bestimmen die Länder durch Rechtsverordnungen das Nähere 
zu den formalen Kriterien nach Artikel 2 Absatz 2, zu den fachlich-
inhaltlichen Kriterien nach Artikel 2 Absatz 3 sowie zum Verfahren 
nach Artikel 3.

(2) 1Für einzelne Studienbereiche können die Länder zur Siche-
rung und Entwicklung der studienbereichsadäquaten Qualität in 
Studium und Lehre durch Rechtsverordnungen regeln, dass für diese 
Studienbereiche die Kriterien nach Artikel 2 Absatz 2 nach Maßgabe 
besonderer Regelungen gelten. 2Studienbereiche im Sinne des Sat-
zes 1 sind zum Beispiel künstlerische Studiengänge an Kunst- und 
Musikhochschulen sowie Studiengänge, mit denen die Vorausset-
zungen für ein Lehramt vermittelt werden.

(3) 1Die Länder bestimmen durch Rechtsverordnungen das Nähe-
re zu den Verfahren gemäß Artikel 3 Absatz 1 Nummern 1 und 2, 
insbesondere
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(2) Die Organe müssen bei allen Vorschlägen und Entscheidungen 
die geschlechtsspezifischen Auswirkungen beachten (Gender Main-
streaming).

Artikel 9 
Akkreditierungsrat 

(1) 1Der Akkreditierungsrat beschließt über alle Angelegenheiten 
der Stiftung. 2Insbesondere akkreditiert und reakkreditiert er gemäß 
Artikel 3 Absatz 5 die Studiengänge und hochschulinternen Quali-
tätssicherungssysteme an den deutschen Hochschulen; die Akkredi-
tierung und die Reakkreditierung können mit einer Bedingung oder 
einem Vorbehalt des Widerrufs erlassen oder mit einer Auflage oder 
dem Vorbehalt einer nachträglichen Aufnahme, Änderung oder Er-
gänzung einer Auflage verbunden werden. 3Er trifft seine Entschei-
dungen mit der Mehrheit seiner Stimmen. 4Die laufenden Geschäfte 
der Stiftung gelten als auf den Vorstand übertragen, soweit nicht der 
Akkreditierungsrat sich für einen bestimmten Kreis von Geschäften 
oder für einen Einzelfall die Entscheidung vorbehält.

(2) 1Mitglieder des Akkreditierungsrates sind:
1.	 acht Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrer von staatlichen 

oder staatlich anerkannten Hochschulen in der Bundesrepublik 
Deutschland, die zumindest die vier Fächergruppen der Geistes-
wissenschaften, Gesellschaftswissenschaften, Naturwissenschaf-
ten und der Ingenieurwissenschaften repräsentieren müssen,

2.	 eine Vertreterin oder ein Vertreter der Hochschulrektorenkon
ferenz,

3.	 vier Vertreterinnen oder Vertreter der Länder in der Bundesrepu-
blik Deutschland,

4.	 fünf Vertreterinnen oder Vertreter aus der beruflichen Praxis,  
davon eine Vertreterin oder ein Vertreter der für das Dienst- und 
Tarifrecht zuständigen Landesministerien,

5.	 zwei Studierende,
6.	 zwei ausländische Vertreterinnen oder Vertreter mit Akkreditie-

rungserfahrungen,
7.	 eine Vertreterin oder ein Vertreter der Agenturen mit beratender 

Stimme.
2Die Mitglieder nach Satz  1 Nummer  1 werden auf Vorschlag der 
Hochschulrektorenkonferenz von der Ständigen Konferenz der Kul-
tusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland (Kultus-
ministerkonferenz) für die Dauer von vier Jahren bestellt. 3Die Hoch-
schulrektorenkonferenz stellt bei ihrem Vorschlag sicher, dass die 
unterschiedlichen Hochschularten und die Fächervielfalt eine ange-
messene Berücksichtigung finden und die Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer nicht einer Hochschulleitung angehören. 4Die Mit-
glieder nach Satz 1 Nummern 2 und 5 werden von der Hochschul-
rektorenkonferenz, die Mitglieder nach Satz  1 Nummer  3 von der 
Kultusministerkonferenz, die Vertreterin oder der Vertreter der für 
das Dienst- und Tarifrecht zuständigen Landesministerien nach 
Satz 1 Nummer 4 von der Kultusministerkonferenz im Einverneh-
men mit der Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren 
der Länder, die sonstigen Mitglieder nach Satz 1 Nummern 4 und 6 
gemeinsam von der Kultusministerkonferenz und der Hochschul
rektorenkonferenz und das Mitglied nach Satz 1 Nummer 7 durch  
die vom Akkreditierungsrat zugelassenen Agenturen benannt und  
sodann einvernehmlich durch die Kultusministerkonferenz und die 
Hochschulrektorenkonferenz für die Dauer von vier Jahren bestellt; 
die Satzung kann für die Studierenden eine kürzere Amtszeit vorse-
hen. 5Wiederbenennung und -bestellung ist auch mehrfach zulässig. 
6Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, wird das neue Mitglied alsbald 
bis zum Ende der laufenden Amtsperiode benannt und bestellt; Aus-
nahmen regelt die Satzung. 7Nach Ablauf der Amtszeit bleiben die 
Mitglieder im Amt bis zur Bestellung des Neumitglieds; Satz 6 Halb-
satz 2 gilt entsprechend. 8Die Mitglieder können bei Vorliegen eines 
wichtigen Grundes vom Stiftungsrat abberufen werden. 9Die Mitglie-
der nach Satz 1 Nummern 1 bis 6 können ihre Stimme auf ein ande-
res Mitglied der jeweiligen Mitgliedergruppe übertragen.

2.	 Sie legt unter Berücksichtigung der Entwicklung in Europa die 
Voraussetzungen für die Anerkennung von Akkreditierungen 
durch ausländische Einrichtungen fest.

3.	 Sie fördert die internationale Zusammenarbeit im Bereich der 
Akkreditierung und der Qualitätssicherung.

4.	 Sie berichtet den Ländern regelmäßig über die Entwicklung des 
gestuften Studiensystems und über die Qualitätsentwicklung im 
Rahmen der Akkreditierung.

5.	 Sie lässt die Agenturen im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 Satz 2 
zu. Voraussetzung für die Zulassung ist der durch die Agentur zu 
führende Nachweis, dass sie zuverlässig in der Lage ist, die Auf-
gaben der Begutachtung und der Erstellung des Gutachtens 
wahrzunehmen; bei den bei dem EQAR registrierten Agenturen 
wird dies widerlegbar vermutet.

6.	 Sie unterstützt die Länder bei der Weiterentwicklung des deut-
schen Qualitätssicherungssystems und unterbreitet Vorschläge 
für die nach Artikel 4 zu erlassenden Rechtsverordnungen.

Artikel 6 
Stiftungsvermögen, Gebühren 

(1) 1Zur Erfüllung des Stiftungszwecks (Artikel 5) erhält die Stif-
tung einen jährlichen Zuschuss der Länder. 2Der Betrag wird von 
den Ländern nach dem Königsteiner Schlüssel in der jeweils gelten-
den Fassung aufgebracht. 3Der Zuschuss wird nur gewährt, soweit 
der Verwaltungsaufwand der Stiftung nicht durch Gebühren nach 
Absatz 4 gedeckt wird. 4Die Anteilsbeträge der Länder werden im 
Laufe eines jeden Haushaltsjahres in zwei Teilbeträgen zum 1. Januar 
und zum 1. Juli nach den Ansätzen des Wirtschaftsplans fällig.

(2) Die Stiftung ist berechtigt, Zuwendungen von dritter Seite an-
zunehmen.

(3) Erträgnisse des Stiftungsvermögens und sonstige Einnahmen 
dürfen nur im Sinne des Stiftungszwecks verwendet werden.

(4) 1Die Stiftung kann zur Deckung ihres Verwaltungsaufwandes 
nach näherer Bestimmung der Gebührenordnung Gebühren für die 
Durchführung der Verfahren nach Artikel  3 Absatz  1 und nach  
Artikel 5 Absatz 3 Nummer 5 erheben. 2Die Gebührenordnung muss 
zumindest den die Gebühr begründenden Tatbestand, den Gebühren-
satz sowie den Zeitpunkt ihrer Fälligkeit angeben. 3Die §§ 3 bis 5,  
9 bis 22 des Gebührengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
gelten entsprechend, soweit in der Gebührenordnung nichts anderes 
bestimmt ist. 4Die Gebührenordnung wird vom Stiftungsrat unter 
Beteiligung der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder 
in der Bundesrepublik Deutschland beschlossen.

Artikel 7 
Satzung; Geschäftsordnung

(1) 1Die Stiftung gibt sich eine Satzung, die vom Stiftungsrat mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder beschlossen wird 
und die der Genehmigung des Ministeriums für Innovation, Wissen-
schaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen bedarf; sie 
wird im Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen veröf-
fentlicht. 2Das Gleiche gilt für Änderungen der Satzung.

(2) Die Satzung regelt insbesondere die Vertretung der Organe der 
Stiftung, die Grundsätze der Zusammenarbeit zwischen ihren Orga-
nen sowie das Nähere zur Aufgabe und Arbeitsweise des Akkreditie-
rungsrates, zur Inkompatibilität zwischen der Mitgliedschaft im 
Akkreditierungsrat und einer Agentur, zum Wirtschaftsplan und 
Jahresabschluss, zur Entlastung des Vorstands und zur Evaluierung 
der Arbeit der Stiftung.

(3) Die Organe der Stiftung können sich nach Maßgabe der Sat-
zung eine Geschäftsordnung geben.

Artikel 8 
Organe der Stiftung 

(1) Organe der Stiftung sind
1.	 der Akkreditierungsrat,
2.	 der Vorstand,
3.	 der Stiftungsrat.
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Artikel 13 
Wirtschaftsführung, Rechnungslegung 

(1) Für das Haushaltsrecht der Stiftung gilt Teil VI der Landes-
haushaltsordnung des Landes Nordrhein-Westfalen in der jeweils 
geltenden Fassung, soweit nicht durch diesen Staatsvertrag etwas 
anderes bestimmt ist.

(2) 1Vor Beginn eines jeden Kalenderjahres (Geschäftsjahres) hat 
der Vorstand rechtzeitig einen Wirtschaftsplan aufzustellen, der vom 
Akkreditierungsrat mit Zustimmung des Stiftungsrates, dessen Zu-
stimmung eine Zustimmung der Mehrheit seiner Mitglieder gemäß 
Artikel 11 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 voraussetzt, festgestellt wird. 
2Der Wirtschaftsplan bildet die Grundlage für die Einnahmen und 
Ausgaben; ihm ist als Anlage  eine Übersicht über die Stellen der 
Stiftung beizufügen. 3Stellt das Land einen Haushaltsplan für zwei 
oder mehrere Jahre auf, ist hinsichtlich der Wirtschaftspläne ent-
sprechend zu verfahren. 4Der Wirtschaftsplan der Stiftung bedarf der 
Zustimmung der Kultusministerkonferenz und der Finanzminister-
konferenz mit einer Mehrheit von zwei Dritteln.

(3) 1Innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des Geschäftsjah-
res hat der Vorstand den Jahresabschluss zu erstellen und mit dem 
Prüfbericht des Rechnungsprüfers, der Vermögensübersicht sowie 
dem Tätigkeitsbericht dem Akkreditierungsrat und dem Stiftungsrat 
vorzulegen. 2Das Nähere regelt die Satzung. 

(4) Die Haushalts- und Wirtschaftsprüfung der Stiftung unterliegt 
der Prüfung durch den Landesrechnungshof des Sitzlandes.

(5) Im Übrigen gelten die Rechtsvorschriften des Sitzlandes über 
das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen und über die Rech-
nungsprüfung sowie die hierzu ergangenen Verwaltungsvorschriften.

Artikel 14 
Aufsicht 

1Die Stiftung untersteht der Rechtsaufsicht des Ministeriums für  
Innovation, Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-
Westfalen. 2§ 76 Absätze 2 bis 4 des Gesetzes über die Hochschulen 
des Landes Nordrhein-Westfalen vom 16. September 2014 (GV. NRW. 
S. 547) gilt entsprechend.

Artikel 15 
Evaluation 

Das Akkreditierungssystem ist im Auftrag der Kultusministerkon-
ferenz und der Hochschulrektorenkonferenz, insbesondere hinsicht-
lich der Organisationsstruktur und des Wirkens der Stiftung sowie 
der sonstigen Verfahrensregelungen, regelmäßig und in angemesse-
ner Frist, erstmals fünf Jahre nach Inkrafttreten dieses Staatsvertra-
ges, zu evaluieren.

Artikel 16 
Übergangsvorschriften 

(1) 1Soweit Verfahren der Programmakkreditierung oder der Sys-
temakkreditierung im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Staats
vertrages bereits begonnen haben, gilt vorbehaltlich anderweitiger 
Regelungen in der Rechtsverordnung nach Absatz 2 für die Durch-
führung dieser Akkreditierungsverfahren das bis zum Inkrafttreten 
dieses Staatsvertrages geltende Recht. 2Eine Programmakkreditie-
rung oder Systemakkreditierung hat im Sinne des Satzes 1 begon-
nen, sobald die Hochschule einen Vertrag über die Vornahme der 
Programmakkreditierung oder der Systemakkreditierung mit der 
Agentur geschlossen hat. 3Agenturen im Sinne des Satzes 2 sind die-
jenigen Agenturen, die gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes 
zur Errichtung einer Stiftung „Stiftung zur Akkreditierung von Stu-
diengängen in Deutschland“ vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. 
S. 45), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. September 2014 (GV. 
NRW. S.  547), von der Stiftung zur Akkreditierung von Studien-
gängen in Deutschland akkreditiert worden sind.

(2) 1Die Länder werden ermächtigt, durch Rechtsverordnungen 
das Nähere hinsichtlich des Übergangs zwischen dem für die Ver-
fahren der Akkreditierung geltenden bisherigen Recht und dem nach 
diesem Staatsvertrag geltenden Recht zu regeln. 2Des Weiteren 

(3) 1Der Akkreditierungsrat wählt aus den Mitgliedern nach Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 oder 3 für die Dauer von vier Jahren seine 
Vorsitzende oder seinen Vorsitzenden und deren oder dessen Stell-
vertreterin oder Stellvertreter. 2Beide dürfen nicht derselben Gruppe 
nach Absatz  2 Satz  1 Nummer  1, 2 oder 3 angehören. 3Absatz  2 
Sätze 5 bis 7 gelten entsprechend.

(4) Bei Abstimmungen über Gegenstände der in Artikel 3 Absatz 5 
Satz  1 Nummer  2 genannten Art führen die Mitglieder nach Ab- 
satz 2 Satz 1 Nummer 1 die doppelte Stimme, welche nur einheitlich 
abgegeben werden kann.

(5) 1Die Mitglieder des Akkreditierungsrates werden ehrenamt-
lich tätig. 2Sie erhalten einen angemessenen Ersatz ihrer Auslagen 
und können eine Aufwandsentschädigung erhalten.

(6) Das Nähere, insbesondere zu den Beschlussvoraussetzungen 
und zur Hinzuziehung weiterer beratender Mitglieder, regelt die 
Satzung.

Artikel 10 
Vorstand 

(1) 1Der Vorstand führt die Beschlüsse des Akkreditierungsrates 
aus und führt die laufenden Geschäfte der Stiftung; im Übrigen 
werden die Befugnisse des Vorstands durch die Satzung bestimmt. 
2Die oder der Vorsitzende des Vorstands vertritt die Stiftung gericht-
lich und außergerichtlich und kann sich hierbei im Einzelfall oder 
für einen Kreis von Geschäften vertreten lassen.

(2) Dem Vorstand gehören an:
1.	 als Vorsitz die oder der Vorsitzende des Akkreditierungsrates, 
2.	 die oder der stellvertretende Vorsitzende des Akkreditierungsra-

tes,
3.	 die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer der Stiftung.

(3) Das Nähere regelt die Satzung.

Artikel 11 
Stiftungsrat

(1) Der Stiftungsrat überwacht die Rechtmäßigkeit und Wirt-
schaftlichkeit der Führung der Stiftungsgeschäfte durch den Akkre-
ditierungsrat und den Vorstand.

(2) 1Dem Stiftungsrat gehören an:
1.	 sechs Vertreterinnen oder Vertreter der Länder,
2.	 fünf Vertreterinnen oder Vertreter der Hochschulrektorenkonfe-

renz.
2Die Mitglieder nach Satz 1 Nummer 1 werden von der Kultusminis-
terkonferenz, die Mitglieder nach Satz 1 Nummer 2 von der Hoch-
schulrektorenkonferenz für die Dauer von vier Jahren bestellt. 3Arti-
kel 9 Absatz 2 Sätze 5 bis 7 gilt entsprechend. 4Die Übertragung der 
Stimme auf ein anderes Mitglied der jeweiligen Mitgliedergruppe 
nach Satz 1 ist zulässig. 5Die Mitglieder des Stiftungsrates dürfen 
nicht gleichzeitig Mitglieder im Akkreditierungsrat sein.

Artikel 12 
Geschäftsstelle der Stiftung 

(1) 1Die Stiftung unterhält an ihrem Sitz eine Geschäftsstelle, die 
von der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer geleitet wird. 
2Sie unterstützt die Erledigung der Geschäfte der Stiftung und unter-
steht den fachlichen Weisungen der oder des Vorsitzenden des Vor-
stands.

(2) 1Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer der Stiftung ist die oder der Vorsitzende 
des Vorstands. 2Auf sie sind die für die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer des Sitzlandes jeweils geltenden Tarifverträge und 
sonstigen Bestimmungen anzuwenden. 3Hinsichtlich der dienstvor-
gesetzten Stelle für die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Vor-
stands gelten die allgemeinen arbeits- und beamtenrechtlichen Re-
gelungen.
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Für das Land Baden-Württemberg: 
Berlin, den 1. Juni 2017	 Winfried Kretschmann 

Für den Freistaat Bayern: 
Berlin, den 1. Juni 2017	 Horst Seehofer 

Für das Land Berlin: 
Berlin, den 1. Juni 2017	 Michael Müller 

Für das Land Brandenburg: 
Berlin, den 1. Juni 2017	 Dietmar Woidke 

Für die Freie Hansestadt Bremen: 
Berlin, den 1. Juni 2017	 Carsten Sieling 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg: 
Berlin, den 1. Juni 2017	 Olaf Scholz 

Für das Land Hessen: 
Berlin, den 1. Juni 2017	 Volker Bouffier 

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern: 
Schwerin, den 6. Juni 2017	 Erwin Sellering 

Für das Land Niedersachsen: 
Berlin, den 1. Juni 2017	 Stephan Weil

Für das Land Nordrhein-Westfalen: 
Düsseldorf, den 20. Juni 2017	 Hannelore Kraft 

Für das Land Rheinland-Pfalz: 
Berlin, den 1. Juni 2017	 Malu Dreyer 

Für das Saarland: 
Berlin, den 1. Juni 2017	 Annegret Kramp-Karrenbauer 

Für den Freistaat Sachsen: 
Berlin, den 1. Juni 2017	 Stanislaw Tillich

Für das Land Sachsen-Anhalt: 
Berlin, den 1. Juni 2017	 Reiner Haseloff 

Für das Land Schleswig-Holstein: 
Kiel, den 12. Juni 2017	 Torsten Albig 

Für den Freistaat Thüringen: 
Berlin, den 1. Juni 2017	 Bodo Ramelow

werden die Länder ermächtigt, durch Rechtsverordnungen das Nä-
here hinsichtlich der Weitergeltung des bis zum Inkrafttreten dieses 
Staatsvertrages geltenden Rechts für den Zeitraum zwischen dem 
Inkrafttreten dieses Staatsvertrags und dem Inkrafttreten der Rechts-
verordnungen nach Artikel  4 zu regeln. 3Die Rechtsverordnungen 
nach den Sätzen 1 und 2 müssen übereinstimmen, soweit dies zur 
Sicherung der Verpflichtung der Länder nach Artikel 1 Absatz 2 not-
wendig ist.

Artikel 17 
Berufsakademien; Kirchenverträge

(1) 1Für staatliche und staatlich anerkannte Berufsakademien gel-
ten die Regelungen dieses Staatsvertrages und Regelungen, die auf 
der Grundlage dieses Staatsvertrages erlassen wurden, entsprechend. 
2Ausbildungsgänge an staatlichen und staatlich anerkannten Berufs-
akademien gelten als Studiengänge im Sinne dieses Staatsvertrages.

(2) Die staatskirchenrechtlichen Regelungen und Vereinbarungen 
bleiben unberührt. 

Artikel 18 
Schlussvorschriften

(1) 1Dieser Staatsvertrag ist geschlossen, wenn wenigstens 15 Re
gierungschefinnen und Regierungschefs der vertragsschließenden 
Länder ihn unterzeichnet haben. 2Er tritt am ersten Tag des Monats 
in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem die letzte Ratifikations-
urkunde eines vertragsschließenden Landes nach Satz  1 bei der 
Staatskanzlei des Sitzlandes der Stiftung hinterlegt ist.

(2) 1Ein Land, das den Staatsvertrag nicht bis zum Zeitpunkt sei-
nes Inkrafttretens nach Absatz 1 Satz 2 unterzeichnet hat, kann dem 
Staatsvertrag durch Unterzeichnung später beitreten. 2Dazu richtet 
es an die Staatskanzlei des Sitzlandes der Stiftung eine von der Re-
gierungschefin oder dem Regierungschef unterzeichnete Erklärung, 
dass das Land dem Staatsvertrag in der zu diesem Zeitpunkt gelten-
den Fassung beitreten wolle. 3Der Beitritt ist vollzogen, sobald das 
beitretende Land die Ratifikationsurkunde bei der Staatskanzlei des 
Sitzlandes hinterlegt hat.

(3) 1Dieser Staatsvertrag kann von jedem Land durch schriftliche 
Erklärung gegenüber den übrigen vertragschließenden Ländern zum 
Schluss eines Kalenderjahres mit einer Frist von einem Jahr gekün-
digt werden. 2Die Kündigung ist schriftlich gegenüber dem oder der 
Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz zu erklären. 3Die 
Kündigung eines Landes lässt das zwischen den übrigen Ländern 
bestehende Vertragsverhältnis unberührt, jedoch kann jedes der üb-
rigen Länder das Vertragsverhältnis binnen einer Frist von drei Mo-
naten nach Eingang der Benachrichtigung über die gegenüber der 
oder dem Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz erfolgte 
Kündigungserklärung zum selben Zeitpunkt kündigen.
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Erstes Gesetz
zur Änderung des Berliner Energiewendegesetzes

Vom 26. Oktober 2017

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Berliner Energiewendegesetzes

Das Berliner Energiewendegesetz vom 22. März 2016 (GVBl. 
S. 122) wird wie folgt geändert:

1.	 § 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Wörter „wobei die Gebäudehülle die integrierten Kom-
ponenten eines Gebäudes bezeichnet, die dessen Innen
bereich von der Außenumgebung trennen.“ am Ende von § 2 
werden gestrichen.

b)	 Nummer 8 wird wie folgt gefasst:

„8. ist eine größere Renovierung die Renovierung eines Ge-
bäudes, bei der

a)	 die Gesamtkosten der Renovierung der Gebäude
hülle oder der gebäudetechnischen Systeme 25 Pro-
zent des Gebäudewerts – den Wert des Grundstücks, 
auf dem das Gebäude errichtet wurde, nicht mitge-
rechnet – übersteigen oder

b)	 mehr als 25 Prozent der Oberfläche der Gebäude-
hülle einer Renovierung unterzogen werden,

wobei die Gebäudehülle die integrierten Komponenten 
eines Gebäudes bezeichnet, die dessen Innenbereich von 
der Außenumgebung trennen,“

c)	 Folgende Nummer 9 wird angefügt:

„9. ist Nah-/Fernwärme oder Nah-/Fernkälte die Wärme 
oder Kälte, die in Form von Dampf, heißem Wasser oder 
kalten Flüssigkeiten durch ein Wärme- oder Kältenetz 
verteilt wird.“

2.	 In § 3 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „erheblich“ durch das Wort 
„vergleichbar“ ersetzt.

3.	 § 5 Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Wörter „den Senat“ werden durch die Wörter „das Ab-
geordnetenhaus“ ersetzt.

b)	 Die Wörter „§ 4 Absatz 1 und 2“ werden durch die Wörter 
„§ 4 Absatz 1, 2 und 3“ ersetzt.

4.	 In § 15 Absatz 1 werden nach dem Wort „beruht“ die Wörter 
„und wird darauf hinwirken, dass im Land Berlin die Energie-
erzeugung aus Braunkohle bis zum 31. Dezember 2017 und aus 
Steinkohle spätestens bis zum 31. Dezember 2030 beendet 
wird“ eingefügt.

5.	 Nach § 17 wird folgender neuer § 18 eingefügt:
„§ 18  

Anschluss- und Benutzungszwang
(1) Der Senat von Berlin wird ermächtigt, durch Rechtsverord-

nung für bestimmte Gebiete zum Zwecke des Klima- und Ressour-
censchutzes den Anschluss an eine Einrichtung zur Versorgung mit 
Nah- und Fernwärme oder Nah- und Fernkälte (Anschlusszwang) 
und deren Benutzung (Benutzungszwang) vorzuschreiben.

(2) Der Anschluss- und Benutzungszwang nach Absatz 1 soll sich 
in der Rechtsverordnung auf Neubebauung beschränken. Die Rechts-
verordnung soll Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungszwang 
vorsehen, insbesondere bei Grundstücken oder Gebäuden mit Wär-
me- oder Kälteversorgungsanlagen, die dauerhaft einen erheblich 
niedrigeren CO2-Ausstoß haben als die nach Absatz 1 vorgesehene 
Einrichtung. Bei Erstreckung des Anschluss- und Benutzungszwangs 
auf Grundstücke mit bestehenden anderen Heiz- oder Kälteversor-
gungseinrichtungen soll die Rechtsverordnung zum Ausgleich sozia-
ler oder wirtschaftlicher Härten angemessene Übergangsregelungen 
vorsehen. Die Rechtsverordnung kann den Anschluss- und Benut-
zungszwang auf bestimmte Gruppen von Personen, Betrieben, Ge-
werbetreibenden oder Grundstücken beschränken.

(3) In der Rechtsverordnung können Vorgaben hinsichtlich des 
technologischen Standards oder des CO2-Faktors der Nah- und 
Fernwärmeversorgung oder Nah- und Fernkälteversorgung festge-
legt werden. Bei entsprechenden Vorgaben soll jeweils der Stand der 
Technik (beste verfügbare Technologie) zu Grunde gelegt werden.

(4) Die Einspeisung von Wärme aus Erneuerbaren Energien durch 
Dritte innerhalb des Gebietes soll ermöglicht werden.

(5) Die Anschluss- und Benutzungsbestimmungen müssen zur 
Sicherung der wirtschaftlichen und sozialen Vertretbarkeit mit Vor-
gaben zur Höhe, Bildung, Transparenz und Kontrolle der Entgelte 
verbunden werden.“
6.	 Der bisherige § 18 wird § 19.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 26. Oktober 2017

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r
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Zweite Verordnung
zur Änderung der Verwaltungsgebührenordnung

Vom 10. Oktober 2017

1.	 In der Anmerkung zu Tarifstelle 1004 wird der letzte Satz wie folgt gefasst :
„Der Zugang zu Informationen nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Verbraucherinformationsgesetzes ist 
bis zu einem Verwaltungsaufwand von 1.000 Euro und zu Informationen nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
bis 7 des Verbraucherinformationsgesetzes bis zu einem Verwaltungsaufwand von 250 Euro gebührenfrei.“

2.	 In Tarifstelle 2242 werden die Beträge „19,94 –199,40“ durch die Beträge „56 – 600“ ersetzt.

3.	 In der Tarifstelle 2245 werden die Beträge zu Buchstabe a) „84,36 – 2045,17“ durch die Beträge „84 – 2045“ 
ersetzt. Die Beträge zu Buchstabe b) „13,80 – 204,52“ werden durch die Beträge „14 – 205“ ersetzt. Der Tarif-
stelle 2245 wird folgender Buchstabe d angefügt :
„d) Feststellung oder Überprüfung der Zuverlässigkeit von Wachpersonen (§ 34a Absatz 1a i.V.m. Absatz 1 

der Gewerbeordnung i.V.m. § 9 der Bewachungsverordnung) je Person 50 – 250“

4.	 Die Überschrift der Tarifstelle 2247 wird wie folgt gefasst :
„Erlaubnisse für Finanzanlagenvermittler im Sinne des § 34f der Gewerbeordnung sowie für Honorar-Finanz-
anlagenberater im Sinne des § 34h der Gewerbeordnung.“

5.	 Nach Tarifstelle 2247 wird folgende neue Tarifstelle 2248 angefügt :

	 „2248 Immobiliardarlehensvermittler- Erlaubnisse gemäß § 34i der Gewerbeordnung 
a)	 Erlaubnis zum Betrieb
b)	 Erlaubnis zur Stellvertretung

90 – 1 740
15 – 205“

6.	 Die Tarifstelle 4894 wird wie folgt gefasst :

„4894 Immatrikulation, Rückmeldung und Exmatrikulation bei Fristversäumung 19,94“

7.	 Tarifstelle 6004 wird wie folgt gefasst :

„6004 Gebühren bei Amtshandlungen nach dem Wohnungsbindungsgesetz, dem Zweckentfremdungsverbot-
Gesetz und der Zweckentfremdungsverbots-Verordnung
a)	 Genehmigung des Leerstandes von Wohnraum, je Antrag
b)	 Genehmigung der Zweckentfremdung von Wohnraum, je Wohneinheit
c)	 Genehmigung des Abrisses von Wohnraum, je Antrag bei

1.	 bis zu zwei betroffenen Wohneinheiten
2.	 mehr als zwei betroffenen Wohneinheiten

d)	 Genehmigung zur Durchführung von baulichen Veränderungen, die zur Folge haben, dass eine 
Wohnung nicht mehr zu Wohnzwecken geeignet ist (z. B. Entfernung von Küchen- oder Sani-
täreinrichtungen, Zusammenlegung mit Gewerberaum), je Wohneinheit

 
77 – 693

225

205
307

 
 

225

Auf Grund des § 6 Absatz 1 des Gesetzes über Gebühren und Bei-
träge vom 22. Mai 1957 (GVBl. S. 516), das zuletzt durch Artikel IV 
des Gesetzes vom 18. November 2009 (GVBl. S.  674) geändert 
worden ist, verordnet der Senat :

Artikel 1

Die Verwaltungsgebührenordnung vom 24. November 2009 
(GVBl. S. 707, 894), die zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 7. Juli 
2016 (GVBl. S. 430, 432) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert : 

Abschnitt 1
Das Gebührenverzeichnis (Anlage zu § 1) wird wie folgt geändert :
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e)	 Erteilung von Negativattesten für Wohnraum, der nicht bzw. nicht mehr dem Verbot der Zweck-
entfremdung unterliegt, und zwar
1.	 aus bauplanungs-, bauordnungsrechtlichen oder sonstigen Gründen, bei denen eine Rendi-

teberechnung nicht erforderlich ist
2.	 in Fällen, bei denen eine Renditeberechnung erforderlich ist

 

 
77 – 231

231 – 693

f)	 Bearbeiten von Änderungsanträgen zu bestandskräftigen Genehmigungen (z. B. hinsichtlich 
der Ausgleichszahlung, Befristung o.Ä.)

50 v. H. der für die 
zugrunde liegende 

Amtshandlung fest- 
gesetzten Gebühr

Anmerkung :
Neben den Gebühren werden die Kosten für evtl. notwendig werdende Gutachter oder Sachver-
ständige zusätzlich als Auslagen erhoben.“

8.	 In Tarifstelle 6008 werden die Wörter „und Straßenausbaubeiträge“ gestrichen. Der Betrag „30,68“ wird 
durch den Betrag „31“ ersetzt. Der Betrag „81,81“ wird durch den Betrag „82“ ersetzt. 

„6008 Bescheinigung über Erschließungsbeiträge
a)	 ohne Berechnung
b)	 mit Berechnung

31
82“

9.	 Vor Tarifstelle 6901 wird nach dem Wort „Straßenwesen“ folgende neue Tarifstelle 6900 eingefügt :

„6900 Aufwandszuschlag für die Tarifstellen 6904 bis 6916 und 6918
Die Gebührensätze der Tarifstellen 6904 bis 6916 und 6918 bilden den Aufwand der Straßen- und 
Grünflächenämter unter Einsatz eines internetbasierten IT-Verfahrens ab.
Bei Einreichung eines Antrags oder von Unterlagen, die zur behördlichen Bearbeitung benötigt 
werden (Lagepläne etc.), über einen anderen als den von der zuständigen Senatsverwaltung vorde-
finierten elektronischen Zugang (z.B. in Papierform) erhöhen sich die Festgebühren pro Antrag um 1/10 der vollen Gebühr

a)	 für Festgebühren der Tarifstellen 6904 bis 6906 sowie der Tarifstellen 6910 bis 6914 jedoch 
mindestens um

b)	 für Festgebühren der Tarifstellen 6907 bis 6909 und der Tarifstellen 6915, 6916 und 6918 je-
doch mindestens um

 
15

 
30

Anmerkung : 
Bei Rahmengebühren wird der erhöhte behördliche Aufwand, der durch die Verwendung von un-
geeigneten Formaten, wie z.B. Papier entsteht, in angemessener und vergleichbarer Art und Weise 
unter Ausschöpfung des gebührenrechtlichen Rahmens berücksichtigt.“

10.	Die Tarifstellen 6901 bis 6921 werden wie folgt gefasst :

„6901 Amtshandlungen im Zusammenhang mit der Widmung, Einziehung und Benennung von Straßen

a)	 Erteilung einer Auskunft in schriftlicher oder elektronischer Form (u.a. per Brief oder E-Mail) 
durch die Straßenbaubehörden bzw. durch die das Straßenverzeichnis führende Stelle
1.	 über die Widmung bzw. die Einziehung von Straßen
2.	 über den Umfang oder die Lage von gewidmeten Straßen oder Straßenbestandteilen
3.	 aus dem Inhalt des Straßenverzeichnisses

b)	 Bearbeitung eines Antrags auf öffentliche Benennung einer Privatstraße, je Vorgang

 
30

15 – 30
30

50 – 500

6902 Amtshandlungen im Rahmen der Straßenbaulast und Straßenverwaltung

a)	 Verfahren zur Herstellung oder der Änderung von Gehwegüberfahrten durch den Straßenbau-
lastträger bzw. Zustimmung des Straßenbaulastträgers zur Eigenherstellung oder Eigenände-
rung durch eine anerkannte Fachfirma auf Wunsch des Anliegers, je Gehwegüberfahrt

b)	 Genehmigungen zur Einrichtung einer Gehwegüberfahrt für vorübergehende Zwecke
1.	 erstmalige Genehmigung, je Überfahrt
2.	 Verlängerung einer bereits erteilten Genehmigung, je Verlängerung

c)	 Zustimmung des Straßenbaulastträgers zu sonstigen Straßenbaumaßnahmen durch den Anlieger

 
 

100 – 800

 100 – 400 
50

100 – 800

d)	 Durchführung einer zusätzlichen Nachschau oder eines weiteren Abnahmetermins durch den 
Straßenbaulastträger bei endgültiger Wiederherstellung der Straßenoberflächenbefestigung, je 
Termin

e)	 Erteilen einer Löschungsbewilligung zur Grundbuchberichtigung, je Vorgang

 
 

100
30 – 70
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6903 Amtshandlungen im Zusammenhang mit Anliegergebrauch und Sondernutzung

a)	 Entscheidung über das Vorliegen eines Anliegergebrauchs auf Antrag
b)	 Zulassung zur Teilnahme am vereinfachten Verfahren für Sondernutzungserlaubnisse, u.a. für 

den Einsatz von Schrägaufzügen, Mobilkränen, Hebebühnen und Liften – je Zulassung

40
 

250

Anmerkung : 
Die Zulassung zum vereinfachten Verfahren ermöglicht bezirksübergreifend die Erteilung von ein-
heitlichen Sondernutzungserlaubnissen zur Nutzung von Straßenland an wechselnden Einsatzorten.

c)	 Änderung einer bereits erteilten Sondernutzungserlaubnis

Mindestens jedoch
d)	 Zustimmung zur Übertragung einer Sondernutzungserlaubnis auf den oder die Rechtsnachfolger
e)	 schriftliche oder elektronische Bestätigung des Eintritts der Genehmigungsfiktion
f)	 Entscheidungen zu Sondernutzungsgebühren

1.	 Festsetzung von Sondernutzungsgebühren bei unerlaubter Sondernutzung, je Vorgang
2.	 vorbehaltene Nachprüfung oder nachträgliche Festsetzung von Sondernutzungsgebühren 

bei Erteilung einer Erlaubnis für eine übermäßige Straßenbenutzung gemäß § 29 StVO oder 
einer Ausnahmegenehmigung gemäß § 46 StVO, je Vorgang

g)	 Amtshandlungen im Zusammenhang mit Aufgrabeverboten
1.	 Auskunft in schriftlicher oder elektronischer Form über den Umfang oder die Dauer eines 

Aufgrabeverbots, je Anfrage
2.	 Erteilung einer Ausnahme zu einem Aufgrabeverbot, je Maßnahme

1/10 – 5/10 der vollen 
Gebühr

15
30
40

50 – 200
 
 

50 – 200

 
30

80 – 250

6904 Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis für Ausschmückungen, wie Beflaggungen oder weih-
nachtliche Festbeleuchtung, Lichterketten u.Ä. – je Anlage

30 – 90

6905 Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis für

a)	 Straßenhandel sowie das Anbieten und Ausführen von Dienstleistungen (Cateringtische, Be-
wirtungszelte u.Ä.) in besonderen Bereichen von Versammlungen und Aufzügen nach § 14 des 
Versammlungsgesetzes
1.	 bis 100 m² Sondernutzungsfläche
2.	 von 101 m² bis 500 m² Sondernutzungsfläche
3.	 ab 501 m² Sondernutzungsfläche

b)	 ortsfeste Kioske, wie z.B. Imbiss- und Verkaufsstände (immobiler Straßenhandel) sowie für 
Angebot und Ausführung von Dienstleistungen, wie z.B. Packstationen u.Ä., je Standort

 
 

80 – 200
150 – 500

350 –1 000
 

200 – 600

6906 Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis für den Einsatz von mobilen Kränen, Hebebühnen, Liften, 
Schrägaufzügen und ähnlichen Fahrzeugen

a)	 Einzelerlaubnis
b)	 bei vorheriger Zulassung zur Teilnahme am vereinfachten Verfahren

1. 	 Sondernutzungserlaubnis für jeden angezeigten Einsatzort (s. a. Tarifstelle 6900)
2.	 turnusgemäße Festsetzung der Sondernutzungsgebühren für die angezeigten Einsätze

80

10
15

6907 Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis für Probebohrungen und Suchschachtungen u.Ä., je  
Erlaubnis

 
80 – 420

6908 Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis im Zusammenhang mit baulichen Maßnahmen für

a)	 Schwenkbereiche von Kränen u.Ä., je Aufstellung
b)	 Baugerüste, je Anlage
c)	 Flächen zur Einrichtung von Baustellen

80
80 – 120

1.	 bis zu einer Größe von 100 m² Gesamtfläche auf öffentlichem Straßenland
2.	 ab einer Größe von 101 m² bis zu 500 m² Gesamtfläche auf öffentlichem Straßenland
3.	 ab einer Größe von 501 m² Gesamtfläche auf öffentlichem Straßenland

80 – 200
150 – 650

600 – 1 200

6909 Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis für
a)	 oberirdische Leitungen z.B. zur Baustromversorgung, Freileitungen, Grundwasserabsenkung- 

oder Druckrohrleitungen etc. – einschließlich u.U. notwendiger Ständer oder Verteilerkästen 
sowie aller Kabel- und Leitungsbrücken zur Querung der Straße, je Leitung

b)	 Zuganker, Pfähle u.Ä., je Erlaubnis
c)	 Bohr- und Spundwände oder sonstiger Baugrubenverbau, u.Ä., je Erlaubnis

 
 

100 – 800
100 – 800
100 – 800
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6910 Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis für

a)	 Bodenhülsen, Fahnen- und sonstige Maste, Leitsysteme nichtamtlicher Wegweisung (z.B. Ho-
telrouten), je Anlage

b)	 Apothekenmaste oder Uhrenkandelaber, je Anlage
c)	 Beleuchtungsanlagen, die der Anstrahlung von Bauwerken dienen u.Ä., je Erlaubnis

1.	 bis 50 m Straßenfront
2.	 bis 100 m Straßenfront
3.	 ab 101 m Straßenfront

d)	 Brunnen, Bänke, Denkmäler, Kunstobjekte, Stelen u.Ä. – je Anlage oder Objekt

 
80

60 – 150

50 – 150
80 – 250

200 – 600
60 – 250

6911 Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis für

a)	 Bus- oder Straßenbahn-Wartehallen, je Standort
b)	 Fahrtzeitenanzeiger und Fahrscheinautomaten, je Standort
c)	 öffentliche Telekommunikationsstellen, Postablagekästen, öffentliche Briefkästen und Wertzei-

chengeber, Taxirufsäulen, Ladeeinrichtungen (Ladesäulen, Ladepunkt u.Ä.) zum Aufladen von 
Elektrofahrzeugen je Säule, je Anlage

d)	 ortsfeste Fahrradständer oder für Nebenanlagen von Verleihstationen (Automaten etc.) u.Ä.,  
je Anlage

e)	 öffentliche WC-Anlagen, je Anlage
f)	 Hundekot-Tütenspender u.Ä., je Anlage

40
40

 
 

60
 

60
60
20

6912 Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis für

a)	 Brückenbauwerke zwischen Anliegergrundstücken (Fußgänger-, Kabel-, Leitungs-, Versorgungs- 
und Gebäudebrücken), je Anlage

b)	 An- bzw. Vorbauten
1.	 Schaufenster, Vitrinen, Automaten u.Ä., je Anlage
2.	 wie Balkone, Vordächer, Markisen, Kragplatten bzw. -gitter, Eingangsüberdachungen,  

je Anlage
3.	 wie Erker, Veranden, Wintergärten u.Ä., je Anlage

c)	 Einwurf- und Kellerschächte, Sockel, Fundamente für Bauten und Einfriedungen, Pfeilerver-
stärkungen, Freitreppen sowie für Schutzvorrichtungen von Sondernutzungen u.Ä., je Anlage

d)	 Tunnelbauwerke zum Unterqueren u.Ä., je Anlage

 
300 – 900

100
 

160 – 250
180 – 300

 
120

300 – 1 500

6913 Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis für

a)	 Zirkuswerbung und sonstige nicht verkehrsbeeinträchtigend und nicht dauerhaft befestigte An-
schläge und Werbetafeln
1.	 Erlaubnis für die erste Werbeanlage
2.	 Erlaubnis für jede weitere gleichartige Werbeanlage

b)	 Fremdwerbung an Bretterwänden, Bauzäunen, Baugerüsten u.Ä., je Werbeanlage
c)	 Werbung an Lichtmasten, je Lichtmast

1.	 Einzelerlaubnis
2.	 Erlaubnis für Einzelstandorte bei vorheriger Zulassung zur Teilnahme am vereinfachten 

Verfahren oder Vorliegen einer sonstigen allgemeinen Zulassung oder Gestattung

 

35
3

30 – 150

35
 
7

Anmerkung : 
Gebührenfrei sind Sondernutzungen in der Form nach Buchstabe a) und c) der zur Wahl zugelasse-
nen politischen Parteien, Wählergemeinschaften und Einzelbewerber für einen Zeitraum von sieben 
Wochen vor bis spätestens eine Woche nach dem Wahltag, sowie im Zusammenhang mit Volksent-
scheiden und Bürgerentscheiden für einen Zeitraum von sieben Wochen vor bis spätestens eine 
Woche nach dem Abstimmungstag, im Zusammenhang mit Volksbegehren und Bürgerbegehren für 
die Dauer der Eintragungsfrist zuzüglich einer Woche nach Ablauf dieser Fristen.

d)	 Großflächenwerbetafeln und Großwerbevitrinen ab 8,0 m² Ansichtsfläche, je Anlage
e)	 an Anliegergebäuden angebrachte Werbeanlagen z.B. Schilder, Beschriftungen, Schaukästen, 

Lichtwerbung, Displays oder digitale Werbeanlagen, je Anlage
f)	 in oder an Wartehallen, WC-Anlagen oder ähnlichen baulichen Anlagen eingebaute Werbevitri-

nen, Schaukästen, Lichtwerbung oder Displays, je Vitrine, Schaukasten etc.
g)	 sonstige frei stehende ortsfeste Werbeanlagen, Werbevitrinen, Werbesäulen, Schaukästen, 

Lichtwerbung, Displays oder digitale Werbeanlage u.Ä, je Anlage

250
 

100 – 250
 

50
 

50 – 250
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6914 Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis für private Leitungen und Kanäle im Straßengrund, je 
Leitung, Kanal u.Ä.

 
100 – 1 500

6915 Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis im Zusammenhang mit Leitungen und Kanälen der öffent-
lichen Versorgung und dazugehörender Anlagen
a)	 unbefristete Erlaubnis für in Betrieb befindliche, aktive Versorgungsleitungen, sowie für ober-

irdische Verteilerkästen, je Leitung, Kanal u.Ä.
b)	 Verlängerung der Geltungsdauer (Realisierungspflicht) einer auflösend bedingten Erlaubnis 

zum Betrieb von aktiven Versorgungsleitungen
c)	 Erlaubnis für stillgelegte Versorgungsleitungen in Verbindung mit der Zustimmung zur späteren 

Entfernung, je Leitung, Kanal u.Ä.

 
 

100 – 1 500
 

80
 

60

6916 Erteilung von temporären Erlaubnissen zur Nutzung des Straßenlandes für Aufgrabungen und Bau-
maßnahmen im Zusammenhang mit dem Errichten, Überwachen, Unterhalten von Anlagen der  
öffentlichen Versorgung sowie zum Entfernen von stillgelegten Anlagen

a)	 für Probebohrungen und Suchschachtungen u.Ä., je Erlaubnis
b)	 durch Schwenkbereiche von Kränen u.Ä., je Aufstellung
c)	 für Baugerüste, je Anlage
d)	 Erlaubnis für Flächen zur Einrichtung von Baustellen inklusive zusätzlicher oberirdischer Lei-

tungen, Zuganker, Pfähle oder Baugrubenverbau
1.	 bis zu einer Größe von 100 m² Gesamtfläche auf öffentlichem Straßenland
2.	 ab einer Größe von 101 m² bis zu 500 m² Gesamtfläche auf öffentlichem Straßenland
3.	 ab einer Größe von 501 m² Gesamtfläche auf öffentlichem Straßenland

e)	 Anzeigeverfahren bei kleinen Baumaßnahmen oder Havarien (s. a. Tarifstelle 6900)

80 – 420
80

80 –120
 

80 – 200
150 – 650

600 –1 200
0

6917 Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis in allen anderen Fällen (Auffangtatbestand)
a)	 wenn durch die Sondernutzung in den Straßenkörper eingegriffen wird oder durch die Sonder-

nutzung eine Substanzveränderung des Straßenkörpers oder der übrigen Straßenbestandteile zu 
erwarten ist

b)	 wenn durch die bestimmungsgemäße Sondernutzung und unter normalen Umständen keine 
Substanzveränderung des Straßenkörpers oder seiner Bestandteile zu erwarten ist
1.	 Einzelerlaubnis
2.	 als Erlaubnis infolge konkretisierender Anzeige bei vorheriger Zulassung zur Teilnahme am 

vereinfachten Verfahren

 
 

60 –1 500
 

60 –1 000
 

15

6918 Wegerechtliche Entscheidungen nach dem Telekommunikationsgesetz
a)	 Entscheidung über die Zustimmung zum Verlegen neuer und zum Verändern vorhandener Tele-

kommunikationslinien nach § 68 Absatz 3 des Telekommunikationsgesetzes
b)	 Verlängerung der Geltungsfrist einer Zustimmungserklärung zum Verlegen neuer und zum Ver-

ändern vorhandener Telekommunikationslinien nach § 68 Absatz 3 des Telekommunikations-
gesetzes

c)	 Verwaltungstätigkeiten im Zusammenhang mit einem vereinfachten Verfahren auf Zustimmung 
(sog. Kleine Zustimmung)

 
100 –1 500

 
 

80
 

30

6919 Ordnungsbehördliche Verfügungen nach § 14 BerlStrG 100 – 300

6920 Besondere Verwaltungsakte nach dem Bundesfernstraßengesetz
a)	 nach § 9 oder nach § 9a des Bundesfernstraßengesetzes
b)	 nach § 9 in Verbindung mit § 8a des Bundesfernstraßengesetzes
c)	 nach § 8a des Bundesfernstraßengesetzes

70
100
40

6921 Umsetzung eines verkehrswidrig abgestellten Fahrzeugs auf städtischen Wochenmärkten (ein-
schließlich begonnener Umsetzungen und Leerfahrten von Abschleppfahrzeugen)

 
60 –160

Anmerkung :
Eine Umsetzung gilt bei Fahrzeugen, die durch ein Abschleppfahrzeug umgesetzt werden sollen, als 
durchgeführt, wenn das umzusetzende Fahrzeug vom Abschleppunternehmen verladen ist.
Eine Umsetzung gilt als begonnen, wenn von dem Mitarbeiter oder der Mitarbeiterin des Ab-
schleppunternehmens am Einsatzort erste Arbeitsschritte zur Umsetzung des Fahrzeugs mittels 
technischer Hilfsmittel (z.B. Stützfuß ausfahren, Klammern anlegen, Hubbrille ansetzen, Einsatz 
von Wagenhebern, Nachschlüsseln oder Werkzeug usw.) eingeleitet wurden. Es ist dabei unerheb-
lich, ob eine Verbindung zwischen dem technischen Hilfsmittel und dem umzusetzenden Fahrzeug 
entstanden ist.
Eine Leerfahrt liegt vor, wenn der Abschleppauftrag von der zuständigen Stelle erteilt wurde, un-
abhängig davon, ob das Abschleppunternehmen bereits am Einsatzort erschienen ist.“
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11.	Die Tarifstelle 6922 wird gestrichen.

12.	In Tarifstelle 8351 Buchstabe a werden die Beträge „154,41 – 1 546,66“ durch die Beträge „1 000 – 3 000“ er-
setzt.

13.	Nach Tarifstelle 8351 werden die folgenden neuen Tarifstellen eingefügt :

„8352 Erlaubnis zum Betrieb einer Spielhalle im Rahmen der §§ 1 bis 8 des Mindestabstandsumsetzungs-
gesetzes Berlin

 
2 000 – 5 000

8353 Befristete Erlaubnis zum Betrieb einer Spielhalle im Rahmen des § 9 (Härtefallklausel) des Min-
destabstandsumsetzungsgesetzes Berlin

 
1 500 – 5 000“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

Berlin, den 10. Oktober 2017

Der Senat von Berlin

Michael  M ü l l e r
Regierender Bürgermeister

Matthias  K o l l a t z - A h n e n
Senator für Finanzen
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